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Betrachtungen zum Entwicklungsbeitrag 

überseeischer Privatinvestitionen

Dr. Helmut Giesecke, Hamburg

B e i d e r  A u se in a n d erse tzu n g  ü b er d a s  w eltpo litische  G leichgewicht u n d  das G leichgewicht 
u n ter  d en  P a rtnerstaa ten  d e r  E W G  w ird  d ie  F rage d er E n tw ick lu n g sh ilfe  e in e  entschei­
den d e  R o lle  sp ie len . W ich tig  is t zw e ife llo s  d ie  F orm  d er G ew ährung  d ieser H ilfe , w ichti­
ger w ahrschein lich  a ls  d ie  G röße d er H ilfe . Z ugegebenerm aßen  w ird  d ie  G röße d e r  H ilfe  
durch  d en  E in b ezu g  der p r iv a te n  E n tw ic k lu n g sh ilf e  s ta rk  bestim m t. Es is t aber d ie  Frage, 
ob te ir d ie  E n tw ick lu n g sh ilfe  nach d em  betriebsw irtschaftlichen  S ta n d p u n k t beurte ilen  
d ü r fen . W ir se tzen  un s  so z u  s ta rk  d em  Verdacht e ines N eoko lon ia lism us aus. E in e  große  
A n za h l d e r  P rob lem e d e r  E n tw ick lu n g sh ilfe  is t noch ungelöst. A u s  d ieser A n z a h l g ru n d ­
sä tzlicher F ragen  versucht d e r  A u to r  d e r  fo lg en d en  A b h a n d lu n g , d ie  P rob lem a tik  in d u ­
str ie ller  P riva tin ves titio n en  in  Übersee u n te r  verschiedenen A sp ek te n kritisch  z u  beleuchten.

V erhältnismäßig spät hat sich die Bundesregierung 
entschlossen, die Initiative der Privatwirtschaft in 

den Entwicklungsländern und besonders die privaten 
Investitionen und langfristige Kredite dorthin in ihre 
Entwicklungshilfepolitik einzubeziehen. Nachdem 
man die privatwirtschaftlidie Tätigkeit in  den Entwick­
lungsländern — wohl entsprechend der allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Konzeption — weitgehend sich 
selbst überlassen hatte, betonte man fortan ihren 
positiven Beitrag zur sozialen und wirtschaftliciien 
Entwicklung und räumt ihr nunmehr den Vorzug bei 
der Entwicklungshilfe ein. Die inzwischen verfügten 
Maßnahmen zur Förderung von Privatinvestitionen in 
Entwicklungsländern stellen einen ersten Schritt in 
zum Teil unbekanntes Gelände dar und werden in 
Kürze zusammengefaßt und ergänzt werden.

Die nunmehr auch offizielle Einbeziehung der privaten 
Wirtsdiaftstätigkeit in die Entwicklungspolitik fällt 
zeitlidi mit einer Neuorientierung der westlichen Ent­
wicklungshilfe zusammen. Die im vergangenen Jah r­
zehnt gesammelten Erfahrungen auf diesem Gebiet 
haben in den westlichen Industriestaaten — und auch 
in einigen Entwicklungsländern — zu einer Ernüchte­
rung nicht nur der breiten Öffentlichkeit, sondern 
auch bei den maßgeblichen Stellen geführt. Die Gründe 
für das Mißlingen der einen oder anderen Hilfsaktion 
sieht man auf beiden Seiten: W eder w aren alle Hilfe­
leistungen sinnvoll konzipiert oder mit der notwendi-

‘) In der Regierungserklärung vom 29. 11. 1961, die von V ize­
kanzler Prof. E r h a r d  abgegeben w urde, heiß t es: .Z ur Ergän­
zung der öffentlidien Leistungen (in der Entwicklungshilfe) be­
mühen wir uns, die In itiative  der W irtsd iaft zu fördern. Von 
privatwirtsdiaftlidien Investitionen erw arten  w ir auf dem G ebiet 
der Entwicklungshilfe eine besonders große W irkung."
*) Vgl. die Ausführungen des Bundesm inisters für w irtschaftlidie 
Zusammenarbeit am 16. 11. 1962 vo r dem Bundestag.

gen Einfühlung dargebradit, noch w aren auf der Emp­
fängerseite immer die Voraussetzungen für eine 
zweckgerechte Verwendung gegeben.

W enn man je tzt der privaten W irtschaftstätigkeit in 
den Entwicklungsländern zunehmende Bedeutung bei­
mißt, so erw artet man vom privaten Investor sowohl 
eine auf Erfahrung basierende und ausschließlich nach 
sachlichen Gesichtspunkten durchgeführte Projektprü­
fung, wie auch "eine Projektdurchfühning und fort­
dauernde Betreuung, die auf die Vorstellungen im 
Gastland Rücksicht nimmt, ohne deshalb das Wachs­
tum der Anlage aus den Augen zu verlieren. Da all 
dies im ureigensten Interesse des Investors liegt, er­
scheinen Fehlplanung und Zweckentfremdung der 
eingesetzten M ittel weitgehend ausgeschlossen. Schon 
seit längerer Zeit ist man in den westlichen Industrie­
ländern der Überzeugung, daß gerade die Verbindung 
von unternehmerischer Initiative, haftendem Kapital 
und technisch-wirtschaftlichem Können, wie sie bei 
Produktionsgründungen in den Entwicklungsländern 
besonders augenfällig wird, für die Industrialisierung 
Vorteile hat, die keine andere Form der Entwicklungs­
hilfe bietet. Die privatwirtschaftliche Tätigkeit ergänzt 
sowohl die ihrer Bedeutung nach m ehr und mehr in 
den Vordergrund tretende Erziehungs-, Ausbildungs­
und Beratungshilfe als auch die staatliche Kapital­
hilfe; N adi allgem einer Auffassung w irkt die Initia­
tive privater Investoren stimulierend auf die einhei­
mischen W irtschaftskreise in den Entwicklungsländern 
und mobilisiert auf diese W eise inländisches Kapital 
für produktive Zwecke, das sonst in weniger produk­
tive Anlagebereiche wie Grundstücke und Schmuck 
oder auch auf ausländische Dollarkonten floß. W eiter 
gelten der westliche Geschäftsstil, der ausgeprägte
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Sinn für Produktivität und Sparsamkeit sowie die 
soziale Verantwortung des Unternehmers aus dem 
W esten als Vorbild für die einheimischen Unterneh­
m ertypen, deren Beitrag für die Wirtschaftsentwick­
lung ihres Lahdes von den eigenen Landsleuten m it­
unter recht skeptisch beurteilt wird.

Die Einbeziehung der privaten W irtschaftstätigkeit in 
die staatliche Entwicklungshilfepolitik erklärt sich 
vor allem auch aus der Erwartung, den Fluß von 
Auslandsinvestitionen in die Entwicklungsländer mit 
Hilfe staatlicher Förderungsmaßnahmen beträchtlich 
steigern und in gewissen Grenzen auch lenken zu 
können. Auf diese W eise hofft man, bei geringer Be­
lastung des Budgets einen relativ großen Entwick­
lungseffekt herbeiführen zu können.

Da das langfristige Engagement der eigenen Privat­
wirtschaft in den Entwicklungsländern in der gegen­
wärtigen Entwicklungshilfekonzeption der westlichen 
Länder eine bedeutende Rolle spielt und die deutsche 
Bundesregierung offensichtlich zu einer massiven För­
derung der privaten Auslandsinvestitionen neigt, sol- 

, len nachfolgend einige Betrachtungen die dieser Hal­
tung zugrunde liegenden Auffassungen kritisch durch­
leuchten und auch die Voraussetzungen analysieren, 
unter denen sich die privatwirtschaftliche Initiative 
zum Vorteil der Anlageländer in die Entwicklungs­
länder „kommandieren“ läßt.

W ANN SIND INDUSTRIEllE AUSIANDSANLAGEN  
ENTWICKLUNG S WIRKSAM 1

E i n s t e l l u n g  d e r  E n t w i c k l u n g s l ä n d e r  
z u r  A u s 1 a n d s h  i  I f  e

Es ist bekannt, daß die Anlage privaten Auslands­
kapitals von keinem Entwicklungsland vorbehaltlos 
begrüßt wird. Jedes überhaupt für eine Anlage in 
Frage kommende Land hat einen m ehr oder weniger 
engen Rahmen für die Betätigung privaten auslän­
dischen Kapitals abgesteckt. Der vorgesehene An­
lage- und Bewegungsspielraum richtet sich nach den 
bisherigen Erfahrungen mit Fremdkapital und unter 
Berücksichtigung objektiver Merkmale nach dem w irt­
schaftspolitischen Kurs der jeweiligen Regierung bzw. 
der einflußreichsten Gruppen. Zu diesen Merkmalen 
zählen vor allem der Stand der wirtschaftlichen Ent­
wicklung und das Vorhandensein einiger spezifischer 
Entwicklungsfaktoren wie einer, wenn auch zahlen­
mäßig geringen, Unternehmerschaft, einer ausreichen­
den Administration, anlagebereitem Kapital, einiger 
Arbeiterreserven, einer ausreichenden Infrastruktur, 
aber auch zum Beispiel die Fähigkeit der Volkswirt-; 
Schaft, die mit der Auslandsinvestition eingegangenen 
Devisenverpflichttingen einlösen zu können. Man 
würde aber der in den meisten Entwicklungsländern 
anzutreffenden Einstellung gegenüber den Privatinve­
stitionen nicht gerecht werden, wenn man außer den 
genannten „objektivierten“ Faktoren nicht auch eine 
von Zeit zu Zeit deutlich w erdende Auflehnung gegen 
das Auslandskapital in Rechnung stellte. Die Fragen

der Behandlung von A usländerkapital sind eng ver­
knüpft mit dem neuralgischen Bereich der neu gewon­
nenen Souveränität; gutgemeinte Hinweise auf die 
vielfältigen Vorzüge einer industriellen Zusammen­
arbeit gehen an diesem emotionellen Komplex vorbei.

P r i v a t i n v e s t i t i o n e n  i n  A  b b ä n g  i g  Ic e i  t 
p o l i t i s c h e r  E n t s c h e i d u n g e n

Bevor w ir nun in eine A nalyse der einzelnen Argn- 
mente gegen die privaten A uslandsinvestitionen ein- 
treten  und die Frage stellen, ob und welche privaten 
Auslandsinvestitionen die Entwicklungsländer oder 
einzelne Entwicklungsländer gutheißen, sei auf die 
Vorgänge in vier Ländern im vergangenen Jah r hin­
gewiesen, die sich auf dem H intergrund der Diskus­
sion um Auslandsinvestitionen abspielten:

1. Im bisher für Auslandsinvestitionen attraktivsten 
Entwicklungsland Brasilien hat die Initiative der 
A rbeiterpartei trotz starken W iderstandes aus 
W irtschaftskreisen zu einem rigorosen G esetz über 
den Gewinntransfer geführt. Vielleicht erw eist sich 
nicht so sehr die Vorschrift über die Begrenzung 
des Dividendentransfers und der jährlichen Re­
patriierung auf jeweils 10 “/o des Auslandskapital­
anteils als gravierender Teil (dem Vernehm en nach 
sollen diese Sätze bislang nur selten erreicht wor­
den sein), sondern zwei andere Punkte: Als Basis 
für die Transfergenehmigung wird nur die Aus­
landskapitalkom ponente berücksichtigt, nicht aber 
der reinvestierte Gewinn, Dieser w ird damit ge­
genüber einer neuen Investition diskriminiert. Da 
dieser Betrag praktisch eingefroren wird, w ird das 
Unternehmen gezwungen, das zulässige Transfer­
limit voll auszunutzen.
Glaubte m an zunächst, daß die Annahme des Ge­
setzes auf unglückliche Konstellationen in Senat 
und Bundeskammer zurückzuführen sei, so wurde 
man durch die jüngst erlassene Durchführungsbe­
stimmung eines Besseren belehrt: A ltinvestitionen 
werden zum Nominalwert — also zum alten, 
inzwischen mehrfach abgew erteten Cruzeiro-Kurs 
— eingetragen und verlieren im entsprechenden 
Maße Transferrechte. Zur gleichen Zeit betont Prä­
sident Goulart, daß Brasilien Auslandsinvestitio­
nen m ehr denn je  benötigt.

2. In Ghana hat man sich auf dem Kongreß der 
'Staatspartei praktisch gegen die im W esten als 
positiver Entwicklungsbeitrag empfundene Form 
der kapitalmäßigen Zusam menarbeit ausgespro­
chen. Man läßt die S teuervergünstigungen für aus­
ländische Investitionen aus der Zeit der aktiven 
Investitionsförderung fortbestehen, will aber nur 
in Ausnahmefällen neue A uslandsanlagen genehmi­
gen, und zwar nur für ausländische Großbetriebe,

3. W irtschaftsminister Dr, Kheissouni von der VAR 
erklärte kürzlich, daß sein Land private Auslands- 
Investitionen grundsätzlich nicht m ehr aufnehmen 
wolle. Die privaten A uslandsinteressen waren be­
reits im Zuge d er vorjährigen Nationalisierungs­
maßnahmen schwer geschädigt worden.

4. In Burma hat der Revolutionsrat vor wenigen 
Wochen die bisherige Politik einer Garantie gegen 
Verstaatlichung von 10 bis 20 Jahren für Aus­
landsinvestitionen aufgegeben. Brigadier Aung Gyi 
wies darauf hin, daß das 1959 erlassene Gesetz 
über die Förderung von Auslandsinvestitionen 
enttäuscht hätte (es hat nur zu vier Gemeinschafts­
gründungen geführt, die noch dazu als nicht erfolg-
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reich gelten). Damit wird der ohnehin spärliche 
Zufluß von privatem  A uslandskapital nach Burma 

. vermutlich ganz aufhören.

Diese beispielhaft genannten Beschränkungen auslän­
discher W irtschaftstätigkeit haben verschiedene Gründe 
und stehen in keinem Zusammenhang miteinander. 
Sie beziehen sich auf recht unterschiedliche Anlagen 
des Auslandskapitals in den einzelnen Nationalw irt­
schaften und zeigen sich in m annigfaltiger administra­
tiver Form. Die Länder haben jedoch neben ihrer 
neuerlichen Zurückhaltung gegenüber dem Auslands­
kapital einen gewissen industriellen Entwicklungs­
stand (mit Ausnahme Burmas) gemeinsam. Sie ver­
fügen über eine relativ stabile Regierung und V er­
waltung (wobei man die erneute Wachablösung in 
Rangoon nicht überbewertet) und haben die Vorzüge 
un(l Nachteile privater A uslandsinvestitionen aus 
eigener Anschauung kennengelernt. Es stellt sich also 
die Frage, ob und inwieweit die in den erwähnten 
Beispielen zum Ausdruck kommende Tendenz sym­
ptomatisch für eine zunehmende Zurückhaltung der 
Entwicklungsländer gegenüber dem Auslandskapital 
ist. Es erscheint uns auch bedeutungsvoll, zu klären, 
inwieweit hinter den Entscheidungen vielleicht Zwei­
fel an dem Beitrag der Auslandsinvestitionen für die 
industrielle Entwicklung stehen. Da die genannten 
Staaten durch ihr Beispiel in gewissen Grenzen die 
Politik nachbarlicher Staaten beeinflussen könnten — 
was immer dann leicht möglich ist, wenn es um 
eine Demonstration der wirtschaftlichen Souveränität 
geht —, konunt diesen Fragen einige Bedeutung zu.

Zunächst sei vermerkt, daß ebenfalls im abgelaufenen 
Jahr zumindest zwei Länder ihr V erhalten gegenüber 
den privaten Auslandsinvestitionen aufgelockert 
haben: Indien zeigte eine spürbar realistischere Hal­
tung bei der Genehmigung von ausländischen M ajori­
täten, die bis dahin nur in Ausnahmefällen und unter 
Inkaufnahme anderweitiger Nachteile gewährt w ur­
den, und Guinea erließ nach Jahren der grundsätz­
lichen Ablehnung von A uslandskapital ein günstig 
aufgenommenes Gesetz über die Förderung von pri­
vaten Auslandsinvestitionen.

Gerade die Entwicklung in Indien, dessen Devisen­
situation sich seit Beginn des dritten Fünf jahresplanes 
kritisch zugespitzt hat und künftig auch durch Rüstungs­
ausgaben belastet werden wird, spricht dagegen, daß 
das Auslandskapital seine Rolle in den aufgeklärten 
Entwicklungsländern nach und nach ausgespielt hat. Als 
positiv ist auch die gleichmäßige Politik in zahlrei­
chen anderen Ländern zu bewerten, für die die Pro­
bleme, die das Auslandskapital mit sich bringt, nicht 
nur Gegenstand akademischer Diskussion, sondern 
der Tagespolitik sind. Dennoch werden in den oben­
genannten Beispielen die Grenzen und auch gewisse 
Sdiwächen des Auslandskapitals sichtbar: Glaubt ein 
Staat, die Auslandsinvestitionen aus Gründen einer 
sozialistischen W irtschaftsverfassung oder doch wegen 
des Vorrangs, den man den Staatsfirmen in den für

Auslandskapital gemeinhin attraktiven Anlageberei­
chen einräumt, fernhalten zu müssen — wie es in 
Ghana und Burma und im gewissen Umfange auch 
in  der V ereinigten Arabischen Republik der Fall ist —, 
so bleibt für die dennoch interessierten Unterneh­
mungen nur abzuwarten, wie konsequent und wie 
dauerhaft eine solche Entwicklungspolitik durchgehal­
ten wird. Immer wieder bestätigt sich, daß eine starre 
Dogmatik der Entwicklungsdynamik im W ege steht 
und sich wohl oft in den Reden der Politiker, selten 
aber in der Verwaltungspraxis der Entwicklungslän­
der finde t In Fragen der Ausländerpolitik gibt es 
aber zweifellos Tabus, deren Nichtachtung für die 
Regierung folgenschwer sein kann.

Obwohl das neue Investitionsgesetz in Brasilien von 
d er A rbeiterpartei vorbereitet und durchgebracht wor­
den ist, kann man nicht von einer ideologischen Ent­
scheidung sprechen. Soweit man sehen kann, sind 
andere Argumente im Spiel: Sorge vor Überfremdung 
der eigenen Wirtschaft, Sättigung in einigen W irt­
schaftszweigen, zunehmende Belastung der ohnehin 
schwachen W ährungslage durch steigende Gewinn­
überweisungen. Diese Probleme sind auch in anderen 
Entwicklungsländern im Gespräch, haben aber bislang 
nicht zu einer derartigen Positionsveränderung für das 
Auslandskapital geführt, die sich in dem Lande, das 
bisher den Löwenanteil aller ausländischen Kapital­
anlagen in den Entwicklungsländern auf sich ziehen 
konnte, natürlich besonders rigoros ausnimmt.

W i r t s c h a l t l i c h e  n b e r l r e m d u n g  — e i n  
A n g s t k o m p l e x  d e r  B n t w l c k l u n g s l S n d e r

Die Sorge vor der Überfremdung der eigenen W irt­
schaft oder wenigstens einiger W irtschaftszweige ist 
so alt wie Auslandsinvestitionen überhaupt. ®) Gehört 
es zur Existenzvoraussetzung jeder ausländischen 
Industrieanlage, daß sie einen Vorsprung vor der ein­
heimischen Konkurrenz — sei sie produkt- oder kapi­
talmäßiger N atur — haben muß, so wiegt diese Ein­
sicht in einem Entwicklungsland schwerer als in den 
Industrieländern, weil die Aussicht darauf, daß die 
heimische Industrie eines Tages gleichziehen könne, 
unter den Bedingungen einer freien W irtschaftsent­
faltung — gelinde gesagt — nicht gerade gesichert 
erscheint. Außerdem gibt es in den für Privatkapital 
interessanten Branchen nur wenige M ärkte, die schnell 
genug wachsen, um einer aufkommenden Konkurrenz . 
gute Möglichkeiten zu bieten. Auch ist bekannt, daß 
ausländische Tochtergesellschaften gegebenenfalls be­
müht sind, die W irtschaftskraft ihres Stammhauses 
einzusetzen, wenn es gilt, ein junges Konkurrenz­
unternehm en aus dem M arkte hinauszudrängen. W enn 
jemand überhaupt eine Chance haben will, muß er 
sich auf gleiche Ressourcen an Kapital und Erfahrung

*) Als Beispiel sei auf den F all der F irst Bank of the  U nited 
States — der ersten  Bank des Federal-System s — in Pliiladelphia 
hingew iesen, der ihre zw anzigjährige A rbeitslizenz 1811 nid it v e r­
längert w urde. N eben d re i anderen  G ründen hat verlau tbart, daß 
ein G roßteil des Kapitals A usländern  gehörte. Obwohl diese kein 
Stimmredtit hatten , w urde eine Kontrolle über die W irtsd iaft des 
Landes befürditet. V gl. L. V. C h a n d l e r :  ,The Economics
of M oney and Banking“, New York, London, 1948, S. 211.
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stützen können; das aber können wiederum nur aus- 
ländisdie Firmen. Im übrigen kann eine Entwick­
lungswirtschaft die volkswirtschaftlichen Verluste, die 
durch Konkurrenzkämpfe entstehen und sich nicht 
zwangsläufig auf den Absatz-, sondern gerade auch 
auf den Beschaffungsmärkten und in den Bemühun­
gen um Importe zeigen, am wenigsten verschmerzen. 
Die Befolgung einer Politik eingeschränkter Produk­
tions- und Kapazitätsgenehmigungen hilft ebenso, die 
M arktstellung der jeweiligen Produzenten zu zemen­
tieren, wie die restriktiver Importmaßnahmen. In ein­
zelnen Entwicklungsländern versucht man, den ärg­
sten Mißbräuchen monopolistischer M arktstellung auf 
eben dem Verwaltungs- und Verordnungswege ent­
gegenzuwirken. Das aber geht zum Teil über die 
Kräfte der vorhandenen Verwaltung und lohnt sich 
ohnehin im Hinblick auf die vielfältigen Ausweich­
möglichkeiten kaum; es sei denn, man würde zur 
totalen W irtschaftskontrolle übergehen.

D a s  H e i l m i t t e l  d e s  . j o l n t  v e n t u r e “

Als Ausweg bietet sich das »joint venture" an, die 
gemeinschaftliche Projektbeteiligung von Ausländern 
und Inländern. Bei dieser Form erscheint die Gefahr 
der Überfremdung im milderen Licht, weil nicht nur 
ein Teil des Firmengewinns, sondern auch ein Teil 
des Entscheidungszentrums im Inlande verbleibt. Die 
kapitalmäßig unterm auerte Zusammenarbeit bringt 
alle eingangs erwähnten Vorteile der privaten  Aus­
landsinvestitionen zur vollen Entfaltung. Ein bedauer­
licher Fehler ist es jedoch, daß das „joint venture" so 
wenig als Anlageform gewählt wird. Seine positive 
Einschätzung bei den Entwicklungsländern findet 
sichtbaren Ausdruck in der Gesetzgebung v ieler Län­
der, die die kapitalmäßige Zusammenarbeit (evtl. 
auch die personelle Zusammensetzung innerhalb der 
Führungsorgane) zwingend oder empfehlend vor­
schreibt. Als ultima ratio erscheint das „joint ven­
tu re“ allerdings auch nicht. Gewisse Gefahren sieht 
man in den Entwicklungsländern darin, daß die ein­
heimischen W irtschaftskreise zwar aktiviert werden, 
aber nicht ausschließlich im Sinne der nationalen Ent­
wicklungspolitik. So erscheinen sie oft w eit davon 
entfernt, ein nationales Gegengewicht zu den (ver­
meintlichen) ausländischen Interessen ihrer Partner 
zu sein. Manche von ihnen benutzen die enge Ver­
bindung nach Übersee für den Aufbau von Dollar- 
Konten. In diesem Zusammenhang ist bem erkenswert, 
daß Ghana gerade die im Bereich der Klein- und 
M ittelbetriebe aussichtsreiche Zusammenarbeit mit 
ausländischen Firmen unterbinden will.

Der aufmerksame Beobachter weiß, daß hinter all 
diesen Befürchtungen Fakten ebenso stehen wie V er­
mutungen und V orurteile gegen das V erhalten des 
Auslandskapitals. Er sieht auch — w ie auch die Fach­
leute im Entwicklungsland —, daß sich eine echte 
Partnerschaft nicht durch Gesetz erzwingen läßt. 
Alle einschränkenden Investitionsvorschriften wirken 
letztlich zugunsten mittelmäßiger Unternehmungen;

ein halb-gutes Investitionsklim a holt halb-gute Fir­
men herein, deren V erhalten sich von dem der ande­
ren schon unterscheidet.

Neben der wirtschaftlichen M achtstellung des Aus­
landskapitals steht seine Bedeutung als innen- und 
außenpolitischer Faktor. Dabei braucht nicht nur an 
die aktive Betätigung der Ausländer, wie sie in 
K atanga sichtbar ist, gedacht werden. Diese Form 
scheint augenblicklich nur noch bei den Rückzugsge­
fechten alteingesessener Kolonialgesellsdiaften, nicht 
aber im Instrum entarium  der N euinvestitionen eine 
Rolle zu spielen. Allein das Sicherheitsverlangen des 
A uslandskapitals — mit dem sich die westlichen Re­
gierungen w eitgehend identifizieren — hat seine Rück­
w irkungen im innenpolitischen Raum. Man hält es in 
den Entwicklungsländern vielfach für übertrieben oder 
unangebradit. Das in der w estlidien Eigentumsauffas­
sung zum Ausdruck kommende traditionelle Moment 
paßt nicht recht zu der „dynamischen“ Entwicklungs­
politik, die einem vorschwebt. Dazu gibt es noch den 
konservativen Kräften im eigenen Land Auftrieb und 
Bundesgenossenschaft.

Die in letzter Zeit vom W esten vorgeschlagenen Inve­
stitionsschutzabkommen erscheinen nach allen Erfah­
rungen privater Investoren nützlich und erforderlich 
(wiewohl sie ihre Belastungsprobe noch keineswegs 
bestanden haben), sie berühren jedoch die frischge­
wonnene Souveränität der jungen Staaten an einer 
wunden Stelle. Kein W under, daß sich Länder mit 
starken eigenen Auffassungen (bei denen man viel­
leicht noch am ehesten auf Rechtssicherheit rechnen 
könnte) nicht oder nur m it Hilfe einiger Tricks zur 
Unterschrift bereit erklären. Die Zeit, in der das Aus­
landskapital umfangreiche Privilegien genoß und bis­
weilen zahlreiche Länder rücksichtslos ausbeutete, 
liegt eben noch nicht allzu fern.

D i e  G e l a h r  V o n  S t r n k t n r k r l s e n  
d u r c b  ü b e r - n n d  U n t e r k a p a z  1 1 9 t  e n

Die Sättigung einiger W irtschaftszweige ist ein w ei­
teres Argument, das für die Verschärfung der Situa­
tion in Brasilien, aber auch in anderen Ländern, spre­
chen mag. Es ist bekannt, daß das A uslandskapital 
sich nur in  langfristig rentabel erscheinenden Bran­
chen engagiert. In dieser Hinsicht konkurriert es — 
nicht immer zum Besten der jungen, empfindlichen 
inländischen Kapitalbildung — m it dem w enigen an­
lagebereiten Inlandskapital. Die sich aus der M arkt­
verfassung erklärenden bisweilen hohen Gewinnmar­
gen führen oft zu untragbaren Ü berkapazitäten, so 
daß eine rigorose Kapazitätsbegrenzung und A nlage­
sperren für ganze Industriezweige vonnöten sind. 
Man bezweckt damit gleichzeitig eine gewisse Um­
lenkung der Kapitalien auf rückständige Branchen, 
verkennt aber dabei die Anlagem otive ausländischer 
Unternehmungen, die stärker an A bsatzm ärkte als an, 
oft zwar profitable, aber immerhin riskante Anlagen 
denken. Die Tendenz zur Überdimensionierung eini­
ger weniger Geschäftszweige und das Brachliegen­
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lassen anderer, volksw irtsdiaftlidi w iditigerer Zweige, 
nidit etwa nur im Bereich des Verkehrswesens und 
der public Utilities, führt in den Entwicklungsländern 
zu einigem Unbehagen, zumal der Entwicklungsab­
stand zwischen den gut und weniger gut besetzten 
Zweigen ständig zunimmt und sich die Startbedin­
gungen für die vernachlässigten Industrien verschlech­
tern. Um die Lücken zu schließen, muß die Regierung 
potentiellen Investoren allgemein w eites Entgegen­
kommen zeigen.

Zu den Wirtschaftszweigen, die man als „gesättigt" 
ansieht oder die man dem nationalen Kapital — wenn 
nicht sogar Staatsfirmen — Vorbehalten möchte, 
gehören häufig Handel (außer dem  spezialisierten 
Außenhandel vielleicht), Banken und Versicherungen. 
Geschäftszweige, die unserer Auffassung nach zum 
pre-investment gehören, ohne dessen Funktionsfähig­
keit also noch gar keine Grundlage für industrielle 
Investitionen vorhanden ist. Man trifft aber in den 
Entwicklungsländern auf die Auffassung, daß man in 
diesen Branchen auch ohne ausländische Hilfe erfolg­
reich arbeiten könnte. Zweifellos möchte man die in 
diesen Anlagebereichen rnöglichen oder für möglich 
erachteten Gewinne nicht außer Landes gehen sehen. 
Vielleicht aber führt die neuerdings stärker empfun­
dene Notwendigkeit, neue Absatzwege im In- und 
Auslande für die Industrie- und verarbeiteten Agrar­
produkte zu entwickeln und neue und sicherere Finan- 
zierungs'methoden zu finden, zu einer Revision dieses 
Standpunktes.

P r o b l e m e  d e r  Z a h l u n g s b i l a n z

Der zweifellos gravierendste Komplex, der auch bei 
ausgesprochen liberaler Grundhaltung gegen eine 
unbeschränkte Flereinnahm e von privatem  Auslands­
kapital spricht, sind die mit verm ehrten Auslands­
investitionen verbundenen Auswirkungen auf die 
Zahlungsbilanz. Solange die Auslandsniederlassungen 
die Devisen für den Transfer der Dividenden, Zinsen 
und Royalties und für die von ihnen verursachten 
Importe nicht dadurch ersparen, daß ihre Erzeugnisse 
an Stelle bisheriger Importe treten  oder aber daß sie 
sie durch eigene Exporte oder durch die Ermöglichung 
von Ausfuhren dritter Firmen wieder anschaffen hel­
fen, belasten sie die W ährungssituation des Entwick­
lungslandes. Diese Tatsache ist allgemein bekannt. 
Man braucht das sich daraus ergebende Postulat auch 
nicht allzu engherzig auf die einzelne Unternehmung 
anzuwenden. Mit dem allgem einen Argument jedoch, 
die durch verm ehrte Auslandsgründungen in Gang 
gesetzte Dynamik der W irtschaftsentwicklung würde 
irgendwann das Devisenaufkommen (ohne w ährungs­
technische Eingriffe) mit der Nachfrage ausgleichen, 
ist das Problem — wie die Praxis vieler Länder zeigt — 
nicht gelöst. Zwar w ird die in Gang gesetzte 
Entwicklung in den meisten Fällen die W irtschaft 
vervollständigen und — kommerziell gesehen — die 
Unternehmungen relativ  gut verdienen lassen;, ob 
aber die währungsmäßige (äußere) Verschuldungs­

fähigkeit der Entwicklungsländer im gleichen Maße 
wächst, hängt von anderen Umständen ab: einerseits 
von der effektiven Importsubstitution, vor allem aber 
von der Absetzbarkeit der einheimischen Rohstoffe 
und Industrieerzeugnisse im Auslahde und der Be­
reitw illigkeit der Industrieländer zu verm ehrten Im­
porten; Die gegenwärtigen Probleme in  diesem Bereich 
sind aber wie folgt zu keririzeichnen: allgemeiner 
Preisverfall bei überseeischen Rohstoffen trotz ver­
schiedener Stabilisierungsbemühungen; der erwünsch­
ten Angebotsdiversifizierung sind durch Q ualität und 
Gestehungskosten, dann aber auch durch Handels­
politik und Kaufverhalten der Industrieländer enge 
Grenzen gesetzt. ;

Glaubte m an in den Entwicklungsländern, sich bei 
seinen Exportbemühungen in bezug auf bessere 
Q ualitäten und günstigere H erstellkosten besonders 
auf die Auslandsunternehmungen stützen zu können, 
so sah man sich vielfach insofern getäuscht, als zu­
mindest dem Export in die Industrieländer sehr häufig 
Ge’bietsschutzklauseln in Zusam menarbeitsverträgen 
zwischen der ausländischen M utter- und der inlän­
dischen Tochterfirma entgegenstehen. In einigen Fäl­
len haben d ie . Stammfirmen auch den Export in die 
(Weichwährungs-) Nachbarländer geschützt. Selbst 
dort, wo derartige Klauseln nicht vorgesehen sind 
(wo etwa die Genehmigung durch das Anlageland 
versagt werden würde), darf man nicht gerade auf 
große Exportanstrengungen hoffen. Natürlich gibt es 
auch Fälle, in denen die ausländischen Stammfirmen 
selbst am Export bestimm ter Erzeugnisse kein Inter­
esse haben, die grundsätzliche Position des Auslands­
kapitals muß aber gesehen werden. Zahlreiche Pro­
duktionsgründungen in Entwicklungsländern sind ein­
fach erfolgt, um einen aussichtsreichen Markt, der 
exportmäßig nicht mehr zu halteö war* nicht zu v e r­
lieren. Man möchte aber den Export des Stammhauses 
durch konkurrierende Exporte der häufig eher nolens 
als volens gegründeten Produktionsfiliale nicht noch 
w eiter beschränken. Das mit den Auslandsunterneh­
mungen hereinfließende Erfahrungspotential läßt sich 
also nicht im gewünschten Maße in Devisen umsetzen.

Diese Feststellung rührt an ein Kernproblem der Ent­
wicklungshilfe: Die Industrieländer helfen bei der 
Entwicklung der Infrastruktur und bei der Industri­
alisierung,’ aber geben sie dem Expansionsdrang der 
jungen Industrien, der bisweilen schnell über den im 
allgemeinen nur langsam zunehmenden Inlandsbe­
darf hinauswächst, und damit der jungen W irtschaft 
auch den notwendigen Lebensraum, nämlich die Ab­
satzmöglichkeiten in den Industrieländern?^) Der Ex­
port in die Nachbarländer bringt abgesehen von der 
mengenmäßigen Beschränkung meist nicht die drin-

‘ ) D er H inweis auf den  bereits  erreichten hohen Liberalisierungs- 
stajid für gewerbliche Einfuhren seitens der Industrie länder läBt 
noch einige Fragen offen. Den b isherigen  Zw iespalt in der Ent- 
w icklungshilfekonzeption der Industrie länäer e rläu te rt die U nter­
suchung von  S. M a l i c h  : »Industrialisieruhgshilfe — Und was 
d an ach ? ', in : WIRTSCHAFTSDIENST, H am burg, N r, 3, M ärz 1962, 
S. 112 ff.
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■gend benötigte W ährung und wird durch die auf die 
Dauer zu erwartenden A utarkiebestrebungen zu einem 
unsicheren Moment.

Die Belastung der Zahlungsbilanz durch den Ertrags­
transfer von Auslandsinvestitionen wird dann um so 
drückender empfunden, wenn er in Krisenzeiten er­
folgt. Der Vorwurf gegen anti-zyklische Abzüge ist 
oft erhoben worden, läßt sich jedoch nur schwer nach­
prüfen. Im industriellen Sektor sprechen jedoch zahl­
reiche Gründe gegen diese Generalisierung.

, Zumindest vorübergehend wird die Zahlungsbilanz 
durch verm ehrte Re-Investitionen der Gewinne ge­
schont. Allerdings wird nicht übersehen, daß dieses 
an sich positive V erhalten ausländischer Investoren®), 
das doch ihre weitgehende Einpassung in die natio­
nale W irtschaft beweist, auch gewisse Gefahren mit 
sich bringt: Eine relativ geringe Fremdwährungsinve­
stition wächst im Maße d er vorgenommenen Re-Inve- 
stitionen (unter der Annahme freier Transferierbar­
keit für Kapital und Erträge) zu einer zwar latenten, 
aber beträchtlichen Fremdwährungsverbindlichkeit des 
Landes heran. Nach einiger Zeit werden dann selbst 
in Prozenten harmlos klingendie Gewinnabziehungen 
größere Devisenbeträge erfordern, als die ursprüng­
liche Fremdwährungsinvestition betrug. ®)

Man w ird dagegen einwenden, daß die gleichen 
W ährungsbeträge hinausgingen, wenn die Re-Investi- 
tionsrate niedrig gehalten würde. Das stimmt, nur ist 
die W irkung auf die Zahlungsbilanz eine andere. 
Dies insbesondere dann, wenn sich die Abzüge meh­
rerer Auslandsgesellschaften zum Beispiel wegen 
exogener Faktoren, etwa einer V eränderung der hei­
matlichen Steuersystem atik, häufen sollten.

Eine Politik verstärkter Re-Investitionen findet man 
überall dort, wo man alleiniger „Herr im Hause" 
bleiben will. Ganz abgesehen davon, daß das Aus­
landskapital dam it seiner Rolle als M obilisator des 
Inlandskapitals nicht gerecht wird, empfindet man 
diese Haltung nicht gerade als Ausdruck der Koope­
ration. Demagogisch könnte man von einer wachsen­
den M achtkonzentration und von Monopolismus spre­
chen. Daß es gewichtige Gründe für Auslandsfirmen 
gibt, ihr Kapital hundertprozentig zu halten, dafür 
aber wichtige Geschäftsführangspositionen an Ein­
heimische abzugeben, ist bekannt. Ob aber die sach­
lichen Gründe in jedem  Falle und auch für die Zeit 
nach den A nlaufjahren stichhaltig sind, sei dahinge­
stellt. Japaner, Italiener und — mit, einigem Ab­
stand — auch Deutsche gehen offenbar nicht ungern 
— und nicht nur aus Gründen des Kapitalmangels —

Partnerschaften ein. Vielleicht haben diese Über­
legungen 'bei der Abfassung des brasilianischen Inve­
stitionsgesetzes, das unter anderem die re-investierten 
Beträge nicht in die für die Transferrechte entschei­
dende Basis der A uslandsihvestition hineinnimmt, 
eine Rolle gespielt. ’’)

Noch ein W ort zur Gewinnhöhe: Bisweilen hört man 
den Hinweis darauf, daß die beträchtlichen Gewinn­
transfers oder Re-Investitionen eben solche Gewinne 
voraussetzen, die doch nur infolge einer auch für das 
Entwicklungsland erfolgreichen Geschäftstätigkeit er­
wirtschaftet w erden können. Dieses Argument über­
zeugt nicht in jedem  Falle, da die von den Wirtschafts­
unternehm en in Entwicklungsländern erzielten Ge­
winne häufig nicht im gleichen M aße von der produk­
tiven Leistung abhängig sind, wie das in Industrielän­
dern der Fall ist. Jederm ann weiß, daß sie oft von 
anderen Faktoren w ie M arktstellung, Beziehungen zur 
V erwaltung usw. stärker bestimmt werden.

V o r a n s 5 e t z u n g e n 
e n t w i c k l u n g s w i r k s a m e r  I n v e s t i t i o n e n

Mit den privaten A uslandsinvestitionen kommt der 
modernste Stand der Technik ins Land. M an ist stolz 
darauf und lehnt gebrauchte A nlagen ab. Leider ist 
der Beschäftigungseffekt der durdiw eg kostspieligen 
Anlagen im Verhältnis zum Kapitaleinsatz und — 
w as noch schmerzlicher empfunden w ird — dem  dar­
aus folgenden Erträgnistransfer gering. Dabei ist die 
Beschäftigung möglichst v ieler Menschen nicht nur 
Ziel, sondern auch Voraussetzung für eine erfolg­
reiche Industrialisierung.

Die vorstehenden Betrachtungen lassen erkennen, 
daß das private A uslandskapital in Entwicklungslän­
dern nur un ter ganz bestimm ten V orbehalten begrüßt 
wird. Man weiß zumindest in den aufgeklärten Krei­
sen um den positiven Beitrag, den es zur Industriali­
sierung leisten kann. Man weiß aber auch, daß dieser 
Beitrag nur unter bestimmten Umständen voll wirk­
sam wird und nur mit gewissen Nachteilen erkauft 
w erden kann. Eine vernünftige Industrialisierungs­
politik erfordert sorgfältiges Abwägen bei der Inve­
stitionsplanung und -genehmigüng und nicht eine 
Hereinnahme von A uslandskapital um jeden Preis. ®) 
Hier liegt die w ohlverstandene Aufgabe der Regie­
rung, denn die Selbstreinigungskraft der Wirtschaft 
ist noch nicht entwickelt. Gleichzeitig sollten die An­
lagebedingungen so günstig gestaltet werden, daß

5) US-Tochtergesellsdiaften im industrie llen  und nicht industria li­
sierten'Auslan-d re -investie rten  im Durchsdinitt d e r Jah re  1950—1957 
etw a d ie  Hälfte a ller Gewinne. Vgl. S. P i z e r  u.  F.  C u t i e r :  
«US. Business Investm ent in Foreign Countries", US-Departm ent of 
Commerce, Office of Business Economics, W ashington, 1960, S. 55.
•) B eispielsw eise transferie rte  die hundertprozentige N iederlassung 
d e r  G eneral M otors Corp. in A ustralien  für das sehr erfo lgreid ie 
G eschäftsjahr 1958 rund 7,5 M ill. £  an  D ividenden — das en tsp rid it 
425 V« des Stam m kapitals — und re -investie rte  außerdem  etwa 
d en  gleichen Betrag in A ustra lien . Vgl. «New Common»wealth", 
Londion, A ugust 1.959. -

Die V orstellung einer fa llenden N utzenkurve und ansteigenden 
.Sdiädlichkeits“-Kurve der A uslandsinveslilionen  bestim m te offen- 
siditlich auch d ie E instellung der von  sozialistischen und nationalisti­
schen A kzenten beherrsd iten  W iener K onferenz über Entwicklungs­
hilfe (J'uli 19Ö2), d ie  das S icherheitsbedürfnis des Privatkapitals 
anerkenn t und w irksam e G aran tien  fo rdert, andererseits  >aber die 
schrittw eise Ü bertragung des Eigentum s auf Regierung oder In­
länder nach festgeleigtem Pl-an vo rsieh t. So im praktikabel diese 
V orstellung ist, so scheint sie  doch dem W unschbilde v ie le r Ent- 
wicklungsökonom en am nächsten zu kommen.
8) Beispielsw eise äußerte  sich d e r  indische Wdrtscäi'aft&wissensdiaftler 
K. N . - R a j  in e iner im M ai der ECAFE vorge leg ten  Studie kritisch 
über die Bedingungen, zu denen  um fangreiche Auslandsiinvestitionen 
in der Pharm azeutisdien Industrie  vorgenom m en w urden. Er for­
d e rte  besonders für d ie Industriezw eige, in denen Patent- und 
M arkenred ite  eine bedeu tende Rolle spielen, e in  besseres PrüfungB* 
verfahren . Vgl. Times of Imdia, New Delhi, 19. 5. 62.
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auch erstklassige Auslandsfirmen, die in der Regel 
nicht gerade auf zusätzliche Aufgaben warten, sich 
aufgerufen fühlen.

POLARITÄT ZWISCHEN ENTWICKLUNGSBEITRAG UND 
INVESTITIONSMOTIVEN

M a n g e l n d e  I n v e s t i t i o n s a n r e i z e . . .

Wie sieht man nun in den Industrieländern die Chan­
cen und Risiken einer industriellen Anlage in den 
Entwicklungsländern? Welches sind die Anlagemotive, 
wie stark sind sie, und welches sind die wichtigsten 
Hemmnisse? Ein Blick auf die A nlagestatistiken der 
beiden wichtigsten Industrieländer ohne postkoloniale 
Bindungen, der USA und der Bundesrepublik Deutsch­
land®), zeigt eine bem erkenswerte Konzentration der 
industriellen A uslandsinvestitionen auf Lateinamerika, 
vor allem auf die größeren Länder Argentinien, Bra­
silien, Mexiko, denen erst mit weitem Abstand Indien 
und die Philippinen folgen, i“) In allen übrigen Län­
dern wurde privates Auslandskapital im wesentlichen 
nur zur Sicherung und Erweiterung der eigenen Roh­
stoffbasis investiert. Abgesehen davon, daß es sich 
bei den vergleichsweise geringen Industrieanlagen in 
den außeramerikanischen Ländern oft um entwick­
lungspolitisch recht wirksame Investitionen in m itt­
leren bis kleineren Projekten, häufig unter Minori­
tätsbeteiligung der Ausländer, handelt, zeigt diese 
Verteilung der verarbeitenden Industrien, die nicht 
im gleichen Maße wie die Extraktionsindustrien 
standortgebunden sind, daß bisher nur wenige Ent­
wicklungsländer — und diese auch nur recht be­
grenzt — für ein langfristiges Engagement attraktiv  
erscheinen. Diese Tatsache wird noch dadurch bekräf­
tigt; daß ein nicht zu unterschätzender Teil der bis­
herigen Auslandsanlagen durch eine restriktive Im­
portpolitik der betreffenden. Länder erzwungen wurde.

Bevor wir näher auf die Gründe für diese Zurückhal­
tung eingehen, möchten wir auf die Tatsache hin- 
weisen, daß zahlreiche Unternehmensleitungen in den 
Industrieländern bisher noch keine Notwendigkeit 
verspürten, die Frage der Produktionsaufnahme in 
einem Entwicklungsland zu prüfen. Sie w aren mit 
anderen, vordringlicher erscheinenden Fragen (z. B. 
Vorbereitung auf den Gemeinsamen Europäischen 
Markt) befaßt. Hinzu kommt, daß die M arkt- und 
Arbeitsmöglichkeiten in den überseeischen Entwick­
lungsländern allgemein nicht bekannt sind, dafür 
aber eher die Meldungen über Unruhen, Enteignun-

gen und Transferschwierigkeiten, kurz, nur die be­
unruhigende Charakteristik dieser Länder zur Kennt­
nis genommen wird. “ )

Die sachlichen Gründe, die der Errichtung von Pro­
duktionsanlagen oder Beteiligung an bereits bestehen­
den  Fabrikationseinrichtungen in Entwicklungslän­
dern entgegenstehen, lassen sich wie folgt kennzeich­
nen: Zahlreiche Länder Asiens und Afrikas befinden 
sich noch in einem Zustand der wirtschaftlichen Ent­
wicklung, der eine industrielle Betätigung kaum tech­
nisch, geschweige denn wirtschaftlich zuläßt. Nur 
wenige Länder in diesen Räumen weisen die volks­
wirtschaftliche M indestausstattung auf, die für das 
Funktionieren industrieller Betriebe notwendig ist. 
Die Standortbedingungen sind aber nur für wenige 
Produktionszweige (etwa Zement-, Textil- und Zucker­
industrie) günstig genug, um Investitionen lohnend 
erscheinen zu lassen. Die vorhandenen M arktgrößen 
ermöglichen nur in wenigen Fällen eine rationelle 
Serienfertigung, Die geringe Kaufkraft läßt sich 
noch dazu nur mit großen und teuren Vertriebsauf- 
wendungen ausschöpfen. Entgegen anderen Vermutun­
gen liegen die Produktionskosten der meisten Indu­
strien in den Entwicklungsländern zum Teil beträcht­
lich über dem als hoch angesehenen Kostenniveau 
der Industrieländer. Der Vorteil günstiger Rohmate­
rialkosten kommt nur wenigen Produktionen zugute, 
er w ird leicht durch imvermeidbare Importe von 
Komplementärgütern aufgewogen. Ebenso wird der 
Effekt niedriger Löhne oft durdi geringe Produktivi­
tät, mangelnde Arbeitsdisziplin (Absentismus, Maschi­
nenverschleiß) und ungleichmäßige A rbeitsqualität 
kompensiert. Bei den an verschiedenen Stellen nach­
gewiesenen und bisweilen stolz propagierten guten 
Leistungen liegen fast immer besondere Bedingungen 
vor. Sie bleiben vorerst die Ausnahme. W eiterhiri 
w irken die allgemein unzureichende Energieversorgung 
und Transportbedienung kostensteigernd. Man han­
delt richtig, wenn man auf alle Kalkulationsansätze 
einen Aufschlag für jedweden Verschleiß und für 
administrative Reibungsverluste vornimmt. ‘®)

•) Die Anlagen der ehem aligen  K olonialländer konzentrieren  sidi 
naturgemäß auf die ihnen nahestehenden  G ebiete, jedod i spielen 
hierbei Industrieprojekte  eine un tergeordnete  Rolle.
“ ) Die US-W irtsdiaft ha tte  bis .Ende 1061 im A usland rd. 35 Mrd. 
davon etwa 12 M rd., also etw a ein D rittel, in den Entwitklungs- 
ländern angelegt. Läßt m an den Block der Erdöl-, M inen- und 
Pl'antagen-Investitionen außer A nsatz, so verb le iben  für d ie v e r­
arbeitenden Industrien , an denen den  Entwicklungs'landem zw ei­
fellos am m eisten liegt, nur 1,9 M rd. $, w ovon allein  1,6 M rd. 
auf Lateinamerika entfallen . V gl. Survey of C urrent Business, 
Department of Commerce, Office of Business Economics, W ash., 
August l'%2, S. 22. — Von den  rd . 4 M rd. DM Auslandsanlagen. 
der Bundesrepublik Ende. 1961 entfielen  ebenfalls rd. 36 Vo auf 
die Entwickluingslänider, davon  aiber e tw a zwei D rittel auf die 
entwidclungspolitisdi w iditigen  verarbe itenden  Industrien . Vgl. 
Bundesministerium für W irtschaft, Bonn, - Tagesnacfariditen Nr. 
4177 v. 9. 5. 1962 und D irektangabe.

11) N adi urof-angreidien Untersoichungen über die .am erikanischen 
A uslandsinvestitionen kommt R, D. R o b i  n  s o n  von  der H arvard  
U niversity  zoi folgender A uffassung: „Die m eisten am erikanisd ien  
G esdiäftsleitungen lehnen alle  aoislän-dischen A nlagegelegenheiten  
ab, ohne den V-erlust an m öglidien Erträgen durdi U ntätigkeit zu 
bedenken. Id i fand, .daß eine der>artige E ngstirnigkeit ganz generell 
-jede ernsthafte  Untersuchung, jedes sorgfältige Erwägen übersee- 
isd ie r G esdiäftsm öglidikeiten und jede  A nalyse des A uslands­
m arktes ausschlaß." V gl. R. T h e o b a l d  : „Profit Potential in the 
D eveloping Countries", in: M anagem ent Review, New York, N o­
vem ber 1961, S. 32.
**) In  diesem  Zusam m enhang sei jedoch auf die in allen  Erdteilen 
sichtbare Tendenz zu gem einsam en M ärkten  hingew iesen. A ller­
dings läß t das bisher konkreteste  Beispiel in den Entwidclungs- 
ländePn, d ie  südam erikanische Freihandelszone (ALALC), n id it 
allzju: schnell Früchte solcher Bem ühungen erw arten .
1®) Eine 1’961 durdigeführte  U ntersuchung des N ational Industrial 
Conference Board bei den A uslandsniederlassungen von  147 In- 
dustrieunternehm ungen ergab, daß trotz n iedrigerer A rbeitskosten  
d ie  G esam tkosten w egen der beträchtlich höheren  A ufwendungen 
für M aterial, Gem einkosten und allgem eine V erw altung zum Teil 
beträchtlid i über den U S-Produktionskosten lagen. Vgl. Business 
W eek, New York, 23. 9. 1Ö61, S. 50. — E. R. B a r 1 o w s te l l t . in 
se ine r U ntersudiung „M anagem ent of Foredgn M anufacturing Sub- 
sidiarie's", Boston 1953, S. 44 fest, daß in M exiko von 17 befragten  
am erikanischen Lndustriefirmen 13 höhere K osten hatten  als in 
den  USA. — Zum ähnlichen Ergebnis kommt audi die U nter­
sudiung „How much low er are .foreign ' co sts“ in: In ternational 
M anagem ent D igest, New York, Februar 1959, S. 13 ff.
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Häufig und nadidrüdclidi wird auf das mangelnde 
Investitionsklima vieler Entwicäclungsländer hinge­
wiesen, das den potentiellen Investor zurüdcsdirek- 
ken bzw. die Anlage besonders riskant werden läßt. 
Unter diesen Begriff fallen alle jene Anlagebedin­
gungen, die von der gastgebenden Regierung bzw. 
den  Verwaltungen beeinflußt werden können: in 
erster Linie die Betätigungsfreiheit des Auslands­
kapitals, dazu gehört der Schutz vor W illkürmaßnah­
men, Rechtssicherheit, Freiheit der Gewinnverwen­
dung und der Kapitalrepatriierung, G leidibehandlung 
mit nationalem  Privatkapital, dann aber auch Be­
steuerung, staatliche Sozialpolitik, Energie- und Ver­
kehrspolitik, Impprtregulierung, Kredit- und W äh­
rungspolitik, um die wichtigsten zu nennen. Jeder 
Sachkundige wird sofort erkennen, daß diese Bereiche 
zwar in die Zuständigkeit der Regierungen fallen, aber 
selbst der beste Vorsatz — man möchte sagen: ex 
definitione Entwicklungsländer — sich nicht immer in 
die Tat umsetzen läßt. Verständlich ist jedoch, daß 
gerade deutsche Unternehmungen, die nach beiden 
W eltkriegen wesentliche Teile ihrer Auslandsanlagen 
verloren haben, in diesem Zusammenhang strenge 
M aßstäbe anlegen. Jedes andere V erhalten der Unter­
nehm ungsleitungen müßte ihnen als Pflichtverletzung 
ausgelegt werden.

. . . I n L a t e i n a m e i l k a

Aus den obigen Überlegungen erk lärt sich auch die 
sichtbare Vorliebe des Auslandskapitals für Latein­
am erika und besonders für dessen größere Länder. Zu­
nächst erscheinen die Wachstumschancen günstiger, 
dann aber w irkt sich aus, daß die politische und w irt­
schaftliche Führungsschicht — mit wenigen Ausnah­
men — von den Nachfahren europäischer Einwanderer 
gebildet wird; daß das Reditswesen und die W irt­
schaftsgesinnung bereits in den Ansätzen europäisch 
geprägt sind und der Christliche Glaube das Funda­
ment für eine breite soziale und wirtschaftliche Ent­
wicklung bietet. W eiterhin erwies sich bislang noch 
die wirtschaftliche und militärische Anlehnung an die 
USA (Monroedoktrin, OAS) außenpolitisch wie auch 
im gewissen Umfang innenpolitisch als ein stabilisie­
render Faktor. Befürchtungen in Richtung einer etwai“ 
gen Gefährdung der Anlagen durch radikale Regie­
rungsmaßnahmen werden unter Hinweis auf die 
Einsicht der Regierungen und letztlich auch auf die 
Anzahl und Bedeutung der bereits vertretenen Aus­
landsfirmen mit ihren vested interests zerstreut. 
Natürlich ist man auch im Lateinamerika-Geschäft be­
müht, seine Kapitalinvestitionen so gering w ie mög­
lich zu halten, man läßt sich grundsätzlich aber von 
ökonomischen Überlegungen leiten.

. . . i n  d e n  a n ß e r a m e r i k a n i s c l i e n  
E n t w i c k l u n g s l ä n d e r n

Anders ist es in den außeram erikanisdien Entwick­
lungsländern: Ihnen gegenüber herrscht Skepsis,
Skepsis in bezug auf die Entwicklungsziele der zu­
meist noch jungen Regierungen, in bezug auf die

W ahl ihrer politischen M ittel und schließlich wohl 
auch in bezug auf die D auerhaftigkeit einer freien 
privatwirtschaftlichen Betätigung. Die M entalität die­
ser Menschen ist dem westlichen Industrialisten fremd. 
Er kann in der Mehrzahl der Fälle das V erhalten 
seines Geschäftspartners, sei es des Regierungs- und 
Verwaltungsbeamten, des Rohstofflieferanten oder 
des Gewerkschaftsführers nicht voll übersehen. Es 
wird auch noch einige Zeit vergehen, bis er die hinter 
ihnen wirksamen Überlegungen und Kräfte begreift 
und zu einem V ertrauen findet, das nun einmal die 
Grimdlage jedes langfristigen Engagements ist.

P r o b l e m a t i k  d e r  F i n a n z i e r u n g  n n d  d e r
A r b e i t s k r ä f t e

Neben den genannten ökonomischen und institutio­
nellen Gründen in den Entwicklungsländern selbst, 
die die Zahl der Industriegründungen gering halten, 
gibt es betriebswirtschaftliche Probleme, die die 
Unternehmungen zu lösen haben. Die Auslandsinve­
stition erfordert nicht zu unterschätzende Kapital­
m ittel für die Projektuntersuchung i'*) und für die 
Projektfinanzierung, bei der wiederum  zwischen der 
Erstausstattung und der unverm eidbaren Folgefinan­
zierung unterschieden werden kann. Da es sich zum 
großen Teil um risikobehaftetes Kapital handelt, wer­
den dazu Eigenmittel benötigt bzw. w ird das eigene 
Obligo in Anspruch genommen. Die Finanzkraft vieler 
Unternehmungen ist aber bereits durch Entwicklungs­
aufgaben infolge zunehmender Konkurrenz und auch 
durch die Investitionspriorität von EWG-Projekten 
bei rückläufiger Selbstfinanzierungsrate voll in An­
spruch genommen. A ndererseits führt jede fremde 
M itbeteiligung am A uslandsprojekt zur teilweisen 
Aufgabe der Kontrollbefugnisse, die gerade unter den 
Arbeitsbedingungen im Entwicklungsland wichtig 
erscheinen.

W enn auch der Kapitalmangel als Argum ent infolge 
der wachsenden nationalen und internationalen Kre­
ditmöglichkeiten an Bedeutung verliert, so macht sich 
doch der Mangel an qualifizierten Ingenieuren und 
Technikern, die bereit sind, für einige Jah re  unter oft 
recht zermürbenden Bedingungen zu arbeiten, zuneh­
mend bemerkbar. Besonders für die entwicklungspoli­
tisch so positiv eingeschätzten Mittel- und Kleinunter­
nehm ungen bedeutet es ein Opfer, auf einen kompeten­
ten M itarbeiter längerfristig zu verzichten. Außerdem 
lehrt die Erfahrung, daß fachlich und charakterlich 
gute A rbeitskräfte von den widrigen Umständen in 
den Entwicklungsländern häufig in ihrer Leistung und 
M oral dermaßen belastet wurden, daß sie nach der 
Rückkehr nicht m ehr zu ihrer alten Leistungsfähigkeit 
zurückfanden. Der Ausweg, auf zweitklassiges Perso­
nal zurückzugreifen, hat sich in vielen Fällen als 
schlechte Lösung erwiesen.

**) D er je tz ige  U S-S taatssekretär, für F inanzen C. D. D I I I  o n 
bezeictinete vo r dem H andelspolittsd ien  U nteraussdraß  des Re- 
p räsentantenliauses 1958 die holien U ntersuehungskosten be i Erst- 
investitionen  als iim itierenden Faktor be i A uslandsinvestitionen. 
V gl. H earings before the  Subkom m ittee on Foreign Trade Policy, 
H ouse of R epresentatives, 85. Congress, W ash., 1958, S. 9.
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B e w e g g r ü n d e  z u r  I n v e s t i t i o u s b e x e i t s c h a f t

Nach dieser Aufzählung recht negativer Seiten der 
Entwidclungshilfe stellt sich die Frage, wo denn über­
haupt Chancen für die industrielle Betätigung in den 
Entwidslungsländern sichtbar werden, und welches 
die Motive derjenigen Unternehmungen sind, die sich 
dort bereits engagiert haben. Ein amerikanischer 
Bankier gab folgende Begründung:

„Amerikanische Gesellschaften haben im großen Maße 
die Produktion im Ausland aufgenommen, um M ärkte zu 
erhalten oder zu gewinnen, die ihnen sonst wegen der 
Handels- und Zahlungsrestriktionen unzugänglidi gewe­
sen wären. In vielen Fällen hätten  die Unternehmungslei­
tungen es vorgezogen, in den USA zu produzieren und 
das Ausland exportm äßig zu bedienen, aber diese Möglich­
keit stand ihnen nicht offen. Entweder sie produzierten 
im Ausland oder sie verloren ihren M arkt.“ '*)

Diese Auffassung, die auch für die Position der export­
intensiven Industrien aller Länder zutrifft, spricht für 
sich selbst. Sie erklärt bereits die Auslandsgründun­
gen vieler internationaler Großfirmen, zu deren Ab­
satzkonzept die Durchdringung aller irgendwie interr 
essanten M ärkte — sei es mittels Export oder Eigen­
produktion — notwendigerweise gehört. Es bleibt an- 
zumefken, daß Fälle bekannt geworden sind, in denen 
im M arkt gut eingeführte Großunternehmungen in 
Anbetracht der Anlagebedingungen die Produktions­
aufnahme ablehnten und den M arkt aufgaben. Die 
Einführung von Handelsbeschränkungen führt also 
nicht automatisch zur Investitionsentscheidung, son­
dern natürlich geht ih r eine Analyse der Anlagebe­
dingungen und -aussichten voraus.

In diesem Zusammenhang sind nun zwei Erscheinun­
gen interessant, weil sie die Grundeinstellung der ex­
pansiven Industrien zu den Entwicklungsländern 
erkennen lassen. Zum Teil sind die w eiter oben ge­
kennzeichneten Standortbedingungen durch die Han­
delsbeschränkungen insofern künstlich verbessert 
worden, als hinter dem Importschutz eine Preispolitik 
möglich wird, die selbst eine teure Produktion rentabel 
werden läßt. H ier mag man einwenden, auf derartige 
administrative Standortvorteile ließe sich ebenso 
wenig bauen wie auf vorübergehende Steuervergün­
stigungen etc.; ,dem steht aber die Erfahrung gegen­
über, daß sidi zumindest einige Projekte in den Ent­
wicklungsländern bereits nach wenigen Jahren am orti­
siert haben. Es liegt nahe, daß eine derartige Stand­
ortvergünstigung auch Unternehmungen zur Anlage 
anreizen kann, die bisher nicht im Auslandsgeschäft 
tätig waren. Allerdings wird in diesen Fällen die 
Unerfahrenheit die Investitionsschwelle höher setzen 
oder aber zur Leichtsinnigkeit führen.

Noch wichtiger scheint das zweite Motiv zu sein, das 
auch dort wirkt, wo die gegenwärtigen Anlagebedin­
gungen keine unm ittelbaren Gewinne versprechen, 
aber die politischen, sozialen und wirtschaftlichen Ent­
wicklungstendenzen positiv beurteilt werden. Man

sichert sich seinen M arktanteil vor der Konkurrenz 
und läßt sich das etwas kosten. Dieses betont m arkt­
strategische V erhalten wird m ehr und mehr spürbar, 
nachdem die psychologische lavestitionsschwelle eini­
ger Entwicklungsländer überschritten ist. Dahinter 
kann man Faktoren wie zunehmender Kostendrucäc 
und M arktsättigung im Stammlande sehen, aber auch 
die systematische Expansion, die die W achstumsrate 
der Unternehmung sidiern soll.

Neben diesen wichtigsten M otiven für die industrielle 
Anlage in einem Entwicklungsland treten andere 
Gründe an Bedeutung zurüdcj bisweilen w irken sie 
subsidiär. Die Verlagerung von letzten Bearbeitungs­
stufen, etwa Montage, Konfektionierung, Tablettie­
rung, ins Ausland führt zu ausgedehnten Export­
lieferungen an erforderlichen Vorfabrikaten. Diese 
Lieferungen sind häufig wertmäßig interessanter als 
der frühere Fertigwarenexport, da mit der Produk­
tionsaufnahme in einem  Lande der M arkt regelmäßig 
besser erschlossen wird. Die Investition führt praktisch 
zu einem langfristigen Abnahm evertrag mit all seinen 
kostenmäßigen Folgen für die Produktion im Heimat­
land. Bei wirtschaftlicher Identität der Partner ergibt 
sich außerdem die Möglichkeit von Ertragsverlagerun­
gen via Preisstellung der Halbfabrikate, die in Zeiten 
erschwerten Dividendentransfers u. U. eine bedeutende 
Rolle spielt. Fraglich ist nur die Dauer dieser Verbin­
dung; denn die Entwicklungsländer steuern systema­
tisch die vollständige Inlandsproduktion an.

W eiterhin kann die Auslandsproduktion über Lizenz- 
und Beratungsgebühren dazu beitragen, die beträcht­
lichen einheimischen Entwicklungskosten günstiger zu 
verteilen. Diese Forderungen erweisen sich noch dazu 
bei Devisenknappheit häufig härter als Dividenden­
forderungen.

Nach der Darlegung der Motive, die zur industriellen 
Anlage im Entwicklungsland führen, sowie der wich­
tigsten Hemmnisse, bleibt im Rahmen dieser Analyse 
nur ein kurz'er Hinweis auf die risikoarm en Anlage­
formen, deren sich die Privatwirtschaft in den Ent­
wicklungsländern zunehmend bedient: Gemeint sind 
die verschiedenen Formen der Zusammenarbeit mit 
inländischen Partnern, wobei nicht allein das eigene 
Kapitalrisiko verm indert wird, sondern bei sorgfälti­
ger W ahl der ausländische Partner wegen seiner 
Landeskenntnis und seiner Verbindungen, aber auch 
im Umgang mit A rbeitern und A ngestellten zu einem 
nicht zu unterschätzenden Aktivum wird. Seine ver­
antwortliche M itarbeit kann (gerade in einem Entwick­
lungslande) nicht ohne weiteres durch inländische 
A ngestellte ersetzt werden. Leider aber bedeuten alle 
Formen der kapitalm äßigen Zusammenarbeit (Majori­
tät, 50/50 und Minorität) und besonders die in letzter

A. M a f f i y ,  „Direct versus Portfolio  Investm ent", in i The 
American Economic Review , W ash., M ai 1954, S. 620.

I .T .  W e n d e r  glaubte  vo r dem  Handelspolitischen U nter­
ausschuß den A nteil am erikanischer Indaistrieinvestitionen im Aus­
land, der aus Gründen der M arktsicherung vor-genommen wurde, 
auf G rund seiner Studien  auf über 90 V# schätzen zu können. 
Vgl. H earings, a . a .O .  S. 223.
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Zeit mehr und mehr anzutreffenden Beratungs- und 
Lizenzverträge einen graduellen Verzicht auf Kon­
trollrechte. Gerade die Arbeit in den Entwicklungs­
ländern mit all ihren Erschwernissen erfordert aber in 
den Augen der Mehrzahl der Unternehmungen eine 
eindeutige Kontrolle durch die Stammuntemehmung.

Alle bisherigen Untersuchungen ergaben, daß prak­
tisch alle Industriezweige gleich gut oder gleich 
schlecht für die Zusammenarbeit geeignet sind. Zu­
mindest nach einer Anlaufzeit ersdieinen die entge­
gengesetzten Argumente als Vorwand. Zweüellos aber 
schafft das Zusammengehen in einem „joint venture" 
eine Reihe von Problemen, die nachfolgend nur stich­
w ortartig genannt werden sollen: die Preisfestsetzung 
für Beratungsdienste, Nutzung von Patenten, Liefe­
rung der Vorerzeugnisse aus der heimatlichen Stamm­
fabrikation, Bezahlung ausländischer Techniker, die 
Vereinbarung eines Gebietsschutzes bei Exporten, 
und vor allem die Dividenden- bzw. Reinvestitions­
politik des Unternehmens. Die Regelung dieser Fragen 
wie auch die Auseinandersetzung in den besonders 
in den Entwicklungsländern unvermeidbaren Inter­
essenkonflikten und Reibungen setzt auf beiden Selten 
Verständnis und Achtung für Beweggründe und Posi­
tion der anderen Seite voraus. Für Überlegenheits­
gefühl ist ebenso wenig Platz wie für übersteigertes 
Prestige. Fraglos ist die M anövrierfähigkeit in einer 
Partnerschaft geringer als bei einer Tochtergesellschaft.

D i e  N o t w e n d i g k e i t  
l a n g f r i s t i g e r  u n d  u m f a s s e n d e r  P l a n u n g

W ir möchten unsere Beobachtungen wie folgt zusam­
menfassen: Die Entwicklungsländer bdeten dem aus­
ländischen Industriekapital nur wenig lohnende An­
lagemöglichkeiten. Nur wenige Länder weisen w irt­
schaftliche Standortvorteile, günstige Absatzbedingun­
gen sowie hinreichende institutioneile Sicherheit für 
private Industriebetriebe auf. Die bisher vorgenomme­
nen Industrieinvestitdonen bleiben im Vergleich mit 
der zwischen den Industrieländern anzutreffenden 
Kapitalverflechtung weit zurück und konzentrieren 
sich noch dazu auf w enige Gebiete. Ein großer Teil 
der bisherigen Engagements w urde durch handels­
politische Maßnahmen der Entwicklungsländer erzwun­
gen. Neuerdings spielt jedoch das Denken in lang­
fristigen Zeiträumen über interessante Absatzmärkte 
eine zunehmende Rolle. Die sich anbietenden risiko­
mindernden Formen der Zusammenarbeit haben sich 
noch nicht so durchgesetzt, daß sie den Investitions­
trend wesentlich beeinflußten. Im ganzen scheint die 
Investitionsbereitschaft auch durch die Priorität ande­
rer Projekte (Entwicklungsinvestitionen, Anpassun­
gen an den Gemeinsamen Markt) und durch Personal­
mangel geschwächt, letzteres trifft besonders für die 
mittleren und kleineren Unternehmungen zu.

. w. G. F r i e d m a n n  u.  G . K a l m a n o f f  w eisen  darauf 
hin, daß es sich etw a bei einem D rittel a ller . jo in t v e rtu re s“ bereits 
um nidit-kapitalm äBige Zusam m enarbeitsform en handelt. Vgl. „Joint 
In ternational Business V entures", New York, 1961, S. 31.

INVESTITIONSFORDERUNG, ABER WIE

Als Ergebnis unserer bisherigen Untersuchung über­
nehmen wir, daß es für das nach privatwirtschaftlichen 
Grundsätzen operierende Industriekapital in den Ent­
wicklungsländern bisher wenige Anreize gab, die zu 
einem langfristigen Engagement mit Produktions­
anlagen führten. Nachdem Industrieinvestitionen durch 
handelspolitische Maßnahmen einzelner Länder mehr 
oder w eniger erzwungen worden sind, der Entwick­
lungsstand der meisten Entwicklungsländer gegen­
w ärtig aber keine V erstärkung derartiger Tendenzen 
erw arten läßt, kann mit einer Zunahme industrieller 
A uslandsinvestitionen — ceteris paribus — maximal 
in dem Maße gerechnet werden, wie die Industrialisie­
rung in den A nlageländern fortschreitet. Gewisse Im­
pulse darüber hinaus glaubt man jedoch von einer 
durchgreifenden Verbesserung des Investitionsklimas 
in einigen Ländern erw arten zu können. Der Beitrag 
der industriellen Auslandsinvestitionen zur wirtschaft­
lichen Entwicklung in den A nlageländern erfolgte mit 
einigen Vorbehalten. Er scheint nur dann überwiegend 
positiv, wenn die Investition in das jeweilige Entwick­
lungsstadium hineinpaßt und verschiedene negative 
Seiten verm ieden werden.

D i e  K l ä r u n g  g r u n d s ä t z l i c h e r  F r a g e n

Die von verschiedenen westlichen Regierungen ge­
wünschte Förderung privater Auslandsinvestitionen 
möchte die sichtbare Spannung zwischen dem Anlagen­
interesse der Industrien (soweit m an davon überhaupt 
sprechen kann) einerseits und dem der Entwicklungs­
länder andererseits überbrücken. Diese Aufgaben­
stellung, der besonders auch die Bundesregierung ihre 
volle Aufmerksamkeit widmet, verlangt die Beantwor­
tung einer Anzahl grundsätzlicher und auch technischer 
Fragen, die die Außergewöhnlichkeit einer solchen 
Förderung — für die ja  Steuerm ittel verw endet wer­
den müssen — erkennbar werden läßt. Vorweg sei 
eine prinzipielle Bemerkung erlaubt: Die Glaubwürdig­
keit des W illens einer Regierung zur Entwicklungs­
hilfe wird auf die Dauer nicht am Umfange ihrer 
aktiven Investitionsförderung gemessen, sondern an 
ihrer Bereitschaft, den so geförderten Industrien in der 
kritischen Zeit Lebensraum durch Öffnung aller Ein­
fuhrschleusen und kommerzielle Handelshilfen zu ver­
schaffen. Es ist bekanntlich einfacher, mit Steuermit­
teln pauschale Anreize zu geben, als irgendwelchen 
Interessengruppen Opfer zuzumuten.

F ö r d e r u n g s z i e l ,  - l ä g e  u n d  - m a ß n a h m e n

Zunächst stellt sich die Frage nach dem exakten För­
derungsziel. Nach den bisher gewonnenen Erkennt­
nissen kann die Förderung nicht eine mehr oder 
weniger unqualifizierte Verm ehrung unseres Volu­
mens an Auslandsinvestitionen beabsichtigen (die Be­
tonung liegt bei „unqualifizierte" ; das Volumen richtet 
sidi vor allem nach der Stärke der eingesetzten Mit­
tel). Das Problem der Q ualität hinausgehender Indu­
strieinvestitionen hat jedoch m ehrere Dimensionen: 
Die Entwicklungswirksamkeit (deren Merkmale wir
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im ersten Teil angedeutet hatten), die Eignung der 
einzelnen Unternehmungen, wobei wir an Erfahrungen, 
Kapitalausstattung, M itarbeiter und letztlich auch an 
das Erzeugungsprogramm denken, und als dritte 
Dimension die Auswirkungen auf die eigene Branche 
und darüber hinaus auf die gesamte Volkswirtschaft.

Zu diesen Qualifizierungsmerkmalen möchten wir 
folgendes anmerken: W enn sich auch die „Entwick­
lungswirksamkeit“ einer privaten Anlage in einem 
Entwicklungslande noch volkswirtschaftlich-theoretisch 
einigermaßen bestimmen läßt, so erscheint es am 
praktischen Fall bedeutend schwieriger. Unseres W is­
sens gibt es noch keinen praktikablen Maßstab für 
die „Entwickluugswirksamkeit“. Allgemein anerkannt 
ist aber wohl, daß beispielsweise nicht alle Erdöl­
investitionen entwicklungswirksam im w eiter oben 
gekennzeichneten Sinne sind (obwohl die Erdölwirt- 
sdiaft bedeutende Mittel dafür aufwendet, um das 
Gegenteil zu beweisen). H ier stellt sich die Frage, ob 
denn nicht die Auffassungen der Regierung des Gast­
landes, wie sie etwa in ihren Investitionsgesetzen, 
Wirtschaftsplänen oder aber in den Werbeschriften 
der Entwicklungsgesellschaften und Investitionszentren 
zum Ausdruck kommen, in dieser Hinsicht die beste 
Entscheidungsgrundlage bieten. Dazu muß gesagt w er­
den, daß nur solche Anlagefelder förderungswert er­
scheinen, die langfristig einigermaßen günstige Stand­
ortvoraussetzungen haben. W ir glauben, daß alle die 
Bereiche nicht dazu gehören, die ihre Existenz nur 
einem übertriebenen A utarkiestreben der Entwick­
lungsländer verdanken. Zumindest auf lange Sicht 
sollten die geförderten Anlagen international konkur­
renzfähig w erden und auf einen ausreichenden Binnen­
markt rechnen können. Eine gewisse Diskrepanz in 
den Auffassungen wird sich ohnehin an dem Punkt 
ergeben, welche Wirtschaftszweige denn duirch ver­
mehrte Auslandsinvestitionen gefördert werden sollen. 
Wir hatten bereits darauf hingewiesen, daß man in den 
Entwicklimgsländem vielfach nur industrielle Investi­
tionen herbeiwünscht.

Die Bestrebungen zur Bildung Gemeinsamer M ärkte 
sollte soweit w ie möglich berücksichtigt werden. Wenn 
sie bereits im Aufbau begriffen sind, erscheint eine 
enge Zusammenarbeit mit den Integrationsbehörden 
angeraten.

Zur Eignung der hinausgehenden Unternehmung sei 
hier nur soviel gesagt: Die erfolgversprechende Arbeit 
in einem Entwicklungsland setzt neben beträchtlichem 
Kapital-, Zeit- und Energieaufwand vor allem reich­
liche Erfahrung voraus. W ohl nirgends wird soviel 
Lehrgeld gezahlt wie in den Entwicklungsländern; 
nirgends sind auch die geschäftlichen Risiken höher. 
Wird heute die stärkere Beteiligung der mittleren und 
kleineren Industrien in den Entwicklungsländern als 
Keimzelle des Unternehmertums gefordert, so er­
scheint die Gefahr von ernsthaften Schäden groß. 
Diese Industrien pflegten — wenn überhaupt — über 
den Handel zu exportieren und verfügen in der Regel 
nicht über die Handels- und M arktkenntnisse großer

Unternehmungen, die sich überwiegend auf eigene 
Uberseevertretungen stützen können. Auch konnte 
beobachtet werden, daß für die möglichst reibungslose 
Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern — an die 
man wohl im Zusammenhang mit den m ittleren und 
kleineren Unternehmungen denkt — d ie sta rk  in  Zu­
ständigkeitsbereichen denkenden Angestellten von 
Großunternehmungen besser geeignet erscheinen als 
die mittelständischen Unternehmer oder ihre bisweilen 
scharf weisungsgebundenen V ertreter. Resultiert die 
Forderung nach stärkerer Beteiligung kleinerer und 
m ittlerer Industrien aus der Auffassung, den Entwick­
lungsländern würde am besten mit kleinen und m itt­
leren Anlagen geholfen, so gibt es kaum überzeu­
gende Argumente, daß diese Anlagen nicht auch 
eibenso gut von Großunternehmungen erstellt und be­
trieben werden könnten. Etwaige industrie-soziologi­
sche M otive jedoch müßten an Ort und Stelle erst 
gründlich geprüft werden. Zweifellos gibt es in den 
Entwicklungsländern bereits erfolgreich arbeitende 
N iederlassungen m ittlerer Unternehmungen. Eine 
pauschale Förderung in diesem Bereich könnte aber 
ernste Schäden aniichten.

R ü c k w i r k u n g e n  
v i r t s c h a l t s p o l l t l s c h e r  M a B n a h m e n

Die Prüfung etwaiger Rückwirkungen auf die eigene 
Volkswirtschaft und speziell auf die betreffenden 
Branchen erscheint als Selbstverständlichkeit. Ebenso, 
daß hier keine von konjunkturellen Überlegungen 
überschatteten Entscheidungen getroffen werden. Es 
liegt nahe, die sich mit der Industrialisierung in den 
Entwicklungsländern anbahnenden Strukturverschie­
bungen in Richtung auf eine neue internationale 
A rbeitsteilung bereits dergestalt antizipieren zu wol­
len, daß solchen Industrien, die zukünftig günstigere 
Standorte in den Entwicklungsländern finden, die 
Übersiedlung durch die Investitionsförderung erleich­
tert wird. Dieses im Grundsatz richtige Konzept wird 
in der Praxis allerdings noch auf einige Schwierig­
keiten stoßen.

Neben den qualitativen Dimensionen der Investitions­
förderung lassen aber auch die quantitativen Über­
legungen einige Fragen offen: In der Diskussion ist 
darauf hingewiesen worden, daß sich mit geringen 
Budgetmitteln größere Investitionsbeträge mobilisie­
ren lassen. Der Beweis dazu ist jedoch noch zu erbrin­
gen. *®) Die Inanspruchnahme der einzelnen Förde­
rungsmöglichkeiten allein dürfte noch keiner sein. Die 
bisherigen — als unzureichend empfundenen — Maß­
nahmen haben noch nicht Im erw arteten Maße stimu­
lierend gewirkt. *•)

'*) In  den  UnteraussdiuJSsätzungen des R epräsentantenliaiises im 
Früh jaiir 1961 w urde beisp ielsw eise von seiten des US-Handels- 
m inisterium s darauf hingew iesen, daß der Effeltt der vorgesehenen 
S teueränderungen in keiner W eise vorhergesag t w erden kann. 
Vgl. J . F. G a s t o n ,  S.  S. H o f f m a n n ;  .C ontroversy  over 
Foreign Investm ents*, in : Business Record, New York, Februar 
1962, S. 37.
>*) Zu einem ähnlichen Ergebnis kom m t der Bericht über eine 1961 
in  allen  Industrie ländern  durchgefühlte Unteisucivung der W eltbank 
und der In te rnationalen  H andelskam m er. Vgl. .M ultilatera l Invest­
m ent Insurance“. Staff R eport, In ternational Biank for R econstruc­
tion  and D evelopm ent“, W ash., M ärz 1962.
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Sind die insentives der Investitionsförderung für die 
unternehm erischen'Investitionsentsdieidungen audi zu- 
nädist nodi marginal, so besteht dodi die große Ge­
fahr, daß bei einer Überbetonung und großzügigen 
Erweiterung der Förderung dieser Charakter ver­
lorengeht. Dann sd ie in t nidit mehr gesidiert, daß sidi 
die Unternehmer in erster Linie vom Interesse am 
Investitionsprojekt leiten lassen, sondern vom Inter­
esse an finanziellen Unterstützungen und steuerlidien 
Vergünstigungen. Eine soldie V erstärkung in Riditung 
auf einen Investitionsdrude (wie er wohl nidit zu be- 
fürditen ist) würde audi Rückwirkungen auf das Ver­
halten der Entwidclungsländer, zum Beispiel in Ent­
eignungsfragen, aber audi auf die Projektdurchführung 
der Investoren selbst mit sidi bringen.

Der im Zusammenhang mit der Investitionsförderung 
gebraudite Hinweis darauf, daß die deutsdie Industrie 
auf dem Gebiete der Auslandsinvestitionen nodi 
einiges nadizuholen hat und etwa 5"/o des jährlidien 
Exportwertes als angemessenes Investitionsvolumen 
zu betrachten wäre, trifft insofern nidit ganz zu, als 
sid i das kaum allein oder audi nur überwiegend auf 
Investitionen in den Entwicklungsländern beziehen 
kann.

Im Hintergrund aller unserer Fragen steht eine grund- 
sätzlidie Überlegung: W enn eine Förderung ausländi­
scher Privatinvestitionen ihrem Entwicklungszweck 
möglichst nahe kommen soll und Sdiäden in der eige­
nen Volkswirtsdiaft verm eiden will, darf sie nicht 
pauschal sein, sondern muß selektiv vorgenommen 
werden. Das bedeutet aber n id it nur Anreiz, sondern 
vor allem audi Lenkung für das private Unternehmer­
tum. W ir wollen hier von den prinzipiellen Fragen, 
w ie sich die Lenkung zu den rein privatwirtschaft­
lichen Investitionsm otiven verhält, absehen; Anreiz 
und Lenkung erlegen jedodi der Regierung ganz be­
stimmte Verpfliditungen gegenüber der investieren­
den W irtsdiaft auf, die über die gewährte Förderung 
hinausgehen. So möditen die investierenden Kreise 
auf eine ih re Anlageninteressen berüdisichtigende 
Handels- und Außenpolitik dem Anlagelande gegen­
über rechnen können. “̂) Derartige Vorstellungen wer­
den von versdiiedener Seite als zu weitgehend abge­
lehnt werden. Die m oralisdie Bereditigung dazu 
ergibt sidi aber aus dem beträchtlichen Risiko, die ein 
(von staatlicher Seite aufgerufener) Unternehmer mit 
der A uslandsinvestition eingeht, und aus dem vollen 
Einsatz, den er leisten muß, wenn seine Anlage pro­
duktiv arbeiten soll.

D i e  F o r d e r u n g  n a c h  S e l e k t i v i t ä t  i n  d e n  
F ö r d e r n n g s m a f i n a h m e n

Die geforderte Selektivität der Investitionsförderungs- 
maßnahmen ste llt ihre eigenen Probleme: Die Aus­
arbeitung von Beurteilungsmaßstäben, nad i denen die 
Maßnahmen ausgerichtet werden sollenj dann aber

auch die verwaltungsmäßige Durchführung der Maß­
nahmen. Selbst wenn absolute M aßstäbe, die wohl 
kaum generell für jedes Land, sondern bestenfalls für 
Länderkategorien anwendbar wären, nodi nicht er­
arbeitet sind, müßten vorläufige Orientierungsm ittel 
gefunden werden, die ihrerseits nicht schablonenhaft 
angewandt werden sollten. *̂) Auf die Dauer erscheint 
auch auf diesem Gebiete eine internationale Zusam­
m enarbeit der Industrieländer, etwa im Rahmen der 
Entwicklungshilf ebehörde der OECD (DAC), wünsdiens- 
wert, die zu einer Abstimmung der Beurteilungsmaß­
stäbe ausgew eitet werden könnte. Abgesehen davon, 
daß damit der darauf basierten Investitionslenkung 
aud i das geringste Odium des Imperialismus genom ­
men (vielleicht jedodi auf die koordinierende Stelle 
übertragen) würde, hätten  die A nlageländer wenig 
Gelegenheit, einzelne Industrieländer im Hinblick auf 
die Anlagerichtung gegeneinander auszuspielen.

Die adm inistrative Durchführung selektiver Förde­
rungsmaßnahmen wird ebenfalls Schwierigkeiten be­
reiten, zumal wenn sie ohne Aufblähung der Verwal­
tung und möglichst unbürokratisch gesdiehen soll. 
Allerdings muß hier berücksichtigt werden, daß sich 
einige bereits verw endete Förderungskategorien (wie 
Investitionssdiutzversicherung, Gewährung von ERP- 
Krediten über die K reditanstalt für W iederaufbau, Zu­
sammenarbeit mit der neu gegründeten Entwicklungs- 
gesellsdiaft sowie der Abschluß von Investitionsför­
derungsabkommen) für eine selektive Politik' ausge­
sprochen eignen. Da die Selektivität der M ittel nach 
unserer Auffassung für den erw arteten Entwicklungs­
erfolg zwingend notwendig ersdieint, um gekehrt je ­
doch jede Förderung von nidit-förderungsw erten In­
vestitionen die Glaubwürdigkeit der staatlichen Ent- 
widclungspolitik in Frage stellen kann und eine V er­
geudung von Steuerm itteln darstellt, dürften admini­
strative Überlegungen nicht aussdilaggebend sein. 
Dies um so weniger, als man das Ausmaß der Inan­
spruchnahme zukünftiger Förderungsm aßnahmen nodi 
nicht kennt.

I n s t i t u t i o n e l l e  V o r a u s s e t z u n g e n

Damit wenden w ir uns mit wenigen Bemerkungen der 
Förderungsmethodik zu. Die W ahl der einzelnen För­
derungsm ittel orientiert sich zweckmäßig an . den Tat­
beständen, deren Einfluß auf die Investitionsentsdiei- 
dung bereits w eiter oben gekennzeidinet wurde. Dazu 
gehören die wirtschaftlichen Anlagebedingungen in 
den Industrieländern, der m it „Investitionsklima" 
umrissene institutionelle Rahmen sowie die Investi­
tionsfähigkeit der Industrien. Der Vollständigkeit 
halber muß noch hinzugefügt werden, daß audi die 
institutioneilen M öglidikeiten innerhalb der Indu­
strieländer eine Rolle spielen können, so z.B. die 
sich bisher ergebende steuerlid ie Benachteiligung von 
A uslandsinvestitionen gegenüber inländisdien Investi­

*•) In dieses Bild paßt z. B. kaum die kürzlich d e r US-Regierung 
gegebene Vollni'adit (so begrüßensw ert sie sein mag), d ie  W irt- 
sd iaftsh ilfe auch an solche Länder fortzusetzen, die in den letzten 
Jah ren  US-Eigentum entschädigungslos en teignet h-aben.

*1) A ls G rundlage dafür b ie ten  sich zahlreiche Ländersttidien der 
verschiedensten  Institu tionen , w ie z. B. der W eltbank, des W irt- 
schafts-und Sozialrates sowie d e r R egional-O rganisationen der UNO, 
der OECD, ab er auch d e r  verschiedenen nationa len  In s titu te  an.
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tionen im deutsdien S teuerredit “ ) und beispielsweise 
auch die devisenreciiüiciie Ersciiwerang britisdier Aus­
landsinvestitionen im Nicht^Sterlinggebiet. Darüber 
hinaus verdient auch die mangelnde Information über 
Anlagemöglichkeiten als hemmender Faktor genannt 
zu werden, besonders die mangelnde Information über 
die zweckmäßigste Gestaltung der Auslandsanlage wie 
partnerschaftliche Zusammenarbeit, Beteiligungsver­
hältnisse, Patent- und Markenschutz usw. und über 
praktische Erfahrungen bei der Auslandsarbeit.

Beginnen wir mit dem letzten Punkt, der die um­
fassendsten Förderungsmaßnahmen erfordert: Eine 
bessere Aufklärung über die organisatorischen, recht­
lichen und personalpolitischen Aspekte der Arbeit in 
den verschiedenen interessanten Entwicklungsländern 
■erscheint ebenso vonnöten wie ein verstärkter zwi­
schenbetrieblicher Erfahrungsaustausch, der aber in 
diesem Bereich erfahrungsgemäß sehr schwer zustande 
kommt.**) H ier liegt vor allem ein Arbeitsfeld für die 
Ländervereine und die zwischenstaatlichen und regio­
nalen Handelskammern. Aufklärungsarbeit auf einzel­
nen Sektoren darf man auch von den Banken, dem  
Exporthandel (der gerade für die Investitionsberatung 
der kleineren und m ittleren Unternehmungen mobili­
siert werden kann) und der staatlichen Beteiligungs­
gesellschaft erwarten.

Die Förderungsmaßnahmen, die am ehesten geeignet 
sind, die relativ ungünstigen wirtschaftlichen Anlage­
bedingungen in den Entwicklungsländern zu kompen­
sieren, müssen überwiegend in der Ertragsförderung 
durch steuerliche Maßnahmen oder auch etwa in dem 
kostensenkenden Effekt der vergünstigten Kreditver­
sorgung gesehen werden. Die W irkung steuerlicher 
Maßnahmen, die die verschiedenste Gestalt annehmen 
können und dam it zu einem unterschiedlichen Anreiz 
führen, w ird allgem ein als w irkimgsvollstes Instru­
ment der Investitionsförderung betrachtet. Allerdings 
bringt die W irkungsmechanik unerwünschte Folgen 
mit sich, die sich kaum  verm eiden lassen, es sei denn 
durch weitere Anreize.*^) Auch scheinen sich steuer­
liche Maßnahmen für eine wirkungsvolle Selektivität 
nicht gerade zu eignen. Darin kann aber ein  w eiterer 
Grund für ihre Beliebtheit liegen. Denn d ie admini­
strative Anwendung der Selektivität erfordert fast 
immer eine relativ  weitgehende Offenlegung d er In­
vestitionspläne nebst einer Erläuterung von Einzel­
fragen im Zusammenhang mit der Investitionsentschei­
dung, und dies im Bereich des Auslandsgeschäfts, in 
dem sich die Unternehmungen bei allen Informationen 
der größten Zurückhaltung befleißigen. Bleibt noch 
hinzuzufügen, daß über die W irkung einer eigentlichen

steuerlichen Förderung privater Auslandsinvestitionen 
erst nach Abbau oder Kompensation der bestehenden 
diskrim inierenden Vorschriften ein Urteil abgegeben 
werden kann.

D i e  e n t s c h e t d e n d •  B e d e u t u n g  d e s  
,  I n  V e  s t  i  1 1 o n  s k 1 i  m a s *

Die Verbesserung des in zahlreichen Entwicklungs­
ländern noch ungünstigen Investitionsklimas ist eine 
häufig gehörte Forderung. W ir wollen h ie r nicht auf 
die Problematik eingehen, vor die sich die Regierun­
gen in den Entwicklungsländern in diesem Zusammen­
hang häufig gestellt sehen, sondern nur einige An­
merkungen zum mutmaßlichen Effekt einer solchen 
Klimaverbesserung auf die westlichen Industriekreise 
und zur M öglidikeit der Einflußnahme der Kapital­
geberländer machen. Die Konkretisierung des Begriffs 
Investitionsklima liegt für den potentiellen Investor 
in einigen recht greifbaren Risiken, die gemeinhin zur 
Abgrenzung gegen die oben genannten wirtschaft­
lichen Anlagebedingungen und den darin  begründeten 
Risiken als p o l i t i s c h e  Risiken bezeichnet w er­
den. Ohne hier w eiter auf den Katalog dieser Risiken 
eingehen zu wollen, sei bemerkt, daß diese Risiken 
nicht nur in jedem  Lande unterschiedlich zu beurtei­
len sind, sondern auch die verschiedenen Investitionen 
unterschiedlich belasten. Gewisse Risiken werden also 
vom anlagesuchenden Finanzkapital anders als von 
Industrieunternehm ungen beurteilt, von Unternehmen 
mit überseeischer Lizenzfabrikation und enger „know­
how"-Bindung anders als von einer hundertprozentig 
a!bhängigen Tochtergesellschaft. Je  mehr Anpassungs­
formen an die A rt und Dauerhaftigkeit der Risiken die 
W irtschaftspraxis entwickelt und je  mehr Unterneh­
mungen davon Gebrauch machen können, desto unter­
schiedlicher muß die Bedeutung des hemmenden Fak­
tors „Investitionsklima" für die einzelne Investiüons- 
entscheidung gesehen werden. “ ) -

Das schränkt keineswegs die Bedeutung der vielfälti­
gen Bemühungen um eine Anerkennung völkerrecht­
licher Grundsätze und vor allem um einen Code der 
fairen Behandlung des Auslandskapitals ein. Ein 
solcher international anerkannter Code erscheint vom 
wirtschaftspraktischen Standpunkt aus — und beson­
ders aus der Sicht von Industrie und Handel — zu­
mindest ebenso wichtig w ie die Bemühungen um 
andere Lösungen des Sicherheitskomplexes, in deren 
Zentrum die Leistung eines angemessenen Schadens-

“ ) Siehe dazu die Ausfülirungeii von G. G r a s s m a n n ;  .S teuerU die 
MaBnahmen zur Förderung der p riva ten  D irektinvestitionen in 
Entwidclungsländern“, in : A ußenw irtsd iaftsd ienst des B etriebsbera­
ters, H eidelberg, Heft 10, O ktober 1060, S. 267.
•*) Begrüßensw erte A usnahm en bilden die b isher bekanntgew or- 
denen E rfahrungsauslausdigruppen innerhalb  des VDMA und der 
A rbeitsgem einsdiaft der Industrie- und H andelskam m ern in Baden- 
W ürttem berg.
**) So sdim älern beispielsw eise  Einkommensteuervergünstigun>gen 
die R eininvestitionsneigung, zumal w enn die D auerhaftigkeit der 
Maßnahmen n id it g e s iä e r t  ersd iein t.

“ ) Dies kom m t aud i in  folgenden Beotoadituogen zum A usdrudt: 
Im Erfahrungsberid it über A uslandsinvestitionen un d  Beratungs­
export d e r Arbeitsgiem'einsdiaft der Industrie- und  Handelskam ­
m ern in B aden-W ürttem berg vom  Septem ber 1962 heiß t es u. a. 
.B ei d e r  Untersudiunig d eu tsd ier Investitionen  ln  den Entwidc- 
lungsländern  staun t m an oft darüber, w ie w enig sid j d ie Firmen 
d u rd i die po litisd ien  R isiken aber audi durd i d ie politisd i beding­
te n  C hancen in  ih ren  E ntsdieidungen beeinflussen lassen." — In 
d e r bereits  genannten  U otersudiung von H. J .  R o b i n s o n  w ird 
d arau f hingew iesen, daß von 33 nordam erikanisdien  G esellsdiaften, 
deren  Eigentum in Kuba enteignet w urde, nu r 16 d ie politisd ie 
S id ierheit an die e rste  Stelle  vo r d ie Forderung nad i w irtsd iaft- 
lid ie r S tab ilitä t s tellten . Vgl. a. a. O. S. 17. — ln  den genannten 
U nteraussdiußsitzungen des U S-R epräsentantenhauses 1958 zog der 
Investitionsberate r P, R. P o r t  er die Bedeutung des Investitions­
klim as mdt dem  H inw eis au f G riedienland in Zweifel, das e in  aus- 
gezeid inetes Investitionsklim a, aber nu r w enige A uslandsinvesti­
tionen  aufw eise. Vgl. H earings, a . a . O. S. 40«.
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ersatzes im Enteignungsfalle steht. Angesichts der 
Rolle, die die überseeische Handels- oder Produktions­
niederlassung heute im Rahmen einer dynamischen 
Expansions- und Absatzpolitik spielt, bedeutet ein 
wie auch immer angemessener Schadensersatz — 
gleichsam als Kern der juristischen Ordnungsmäßig­
keit — bestenfalls ein Pflaster auf die Wunde.

Die Bemühungen der Kapitalgeberländer um eine Ver­
besserung des Investitionsklimas in den Entwicklungs­
ländern konzentrieren sich bislang auf den Abschluß 
von Freundschafts- und im engeren Sinne von Inve­
stitionsförderungsverträgen. Dazu sei angemerkt, daß 
diese Instrumente, so skeptisch man ihre Tragfähigkeit 
im Einzelfalle beurteilen mag, im Rahmen der wach­
senden bilateralen und m ultilateralen V erträge mit 
den Entwicklungsländern gesehen werden müssen und 
V ertragsverletzungen mehr und mehr nachteilige 
Folgen für das Anlageland nach sich ziehen. Mit der 
Übernahme der in diesen V erträgen vorgesehenen 
Verpflichtungen scheinen uns aber besonders die Re­
gierungen junger Staaten überfordert, da sie weder 
die Tragweite der eingegangenen Verpflichtungen 
noch die Entwicklungslinien ihrer W irtschaft auch nur 
ungefähr übersehen können. Auf dieser Linie liegt 
auch die Tendenz, vom Abschluß eines solchen Ver­
trags einen nunmehr frei fließenden Strom an Aus­
landsinvestitionen zu erwarten.

Die Investitionsförderungsverträge eignen sich beson­
ders als Lenkungsinstrument im oben entwickelten 
Sinne; vorerst stehen allerdings noch die Fragen der 
Rechtssicherheit im Vordergrund. Im Hinblick auf diese 
Zwecksetzung jedoch muß diese Form der V ertrags­
politik ein Torso bleiben, wenn sie nicht durch eine 
Wirtschafts- und Handelspolitik ergänzt wird, die den 
Entwicklungsländern auf längere Sicht die Erfüllung 
ihrer in diesen V erträgen übernommenen Verpflich­
tungen ermöglicht bzw. erleichtert. Eine solche Politik 
hätte auch zweifellos die beste Hebelwirkung. Auch 
hier scheint der Hinweis darauf angebracht, daß einem 
international abgestimmten Vorgehen der wichtigsten 
Kapitalgeberländer besserer Erfolg beschieden sein 
w ürde als d er isolierten Politik eines Staates.

Der Verbesserung der Investitionsfähigkeit schließlich 
dienen die verschiedenen Kreditvergünstigungen 2®) 
und auf dem ebenso wichtigen personellen Gebiet die 
bisher noch allzu wenigen Ausbildungs- und Bildungs­
stätten für die Auslandstätigkeit. Gerade im Hinblick 
auf eine bessere Vorbereitung auf die verantwortungs­
volle Tätigkeit in Übersee bleibt noch vieles für Staat 
und W irtschaft zu tun; denn in diesem Sektor haben 
alle anderen Industrieländer aus bekannten Gründen 
einen wichtigen Vorsprung.

D i e  A u i g a b e n  e i n e r  w i r k s a m e n  
E n t w i c k l u n g s p o l i t i k

Aus unserer Untersuchung lassen sich folgende 
Schlüsse ziehen; Die Einbeziehung der privaten Aus­
landsinvestitionen in die Entwicklungspolitik und ihre 
staatliche Förderung auferlegt dem Staat gewisse Ver­
pflichtungen gegenüber den Anlageländern, gegenüber 
der investierenden W irtschaft und auch gegenüber der 
eigenen Volkswirtschaft. Zweck der Förderungsmaß­
nahmen kann nicht eine pauschale Vermehrung des 
Kapitalexports sein, sondern eine V erstärkung jener 
Privatanlagen, die einen positiven Entwidclungsbeitrag 
leisten. Eine derartige Entwicklungshilfe muß lang­
fristig auf handelspolitischem und strukturpolitischem 
Gebiet seine Entsprechung finden.

Eine verbesserte Selektivität kennzeichnet die Neu­
orientierung der westlichen Entwicklungshilfepolitik! 
auf sie sollte im Bereich der staatlichen Investitions­
förderung unter keinen Umständen verzichtet werden. 
Um Nachteile zu vermeiden, die sich aus einer unter­
schiedlichen Investitionsförderung in den einzelnen 
Industrieländern ergeben könnten, erscheint eine 
Abstimmung im internationalen Rahmen schon im 
frühen Stadium, etwa bei der Ausarbeitung von Maß­
stäben für die Entwicklungswirksamkeit, zweckmäßig. 
Damit würde beispielsweise auch vermieden, daß aus­
ländische W irtschaftskreise ihre Übersee-Investitionen 
über das Land mit der jeweils am stärksten ausge­
bauten Investitionsförderung lenken würden.

“•) In  der Bundesrepublik  z. Z. aus ERP-Mitteln gew ährte  Finanz­
oder L ieferkredite, ferner die B eteiligungen der Entwidclungs- 
gesellsdiaft, dann aber auch vergünstig te  K redite in ternationaler 
K redit- -und B eteiligungsinstitute.
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